
 
 

Die Vorsteherin des Eidgenössischen Finanzdepartements EFD 

 

  

 Bundesgasse 3, 3003 Bern, Schweiz 

www.efd.admin.ch 

  

 

 

Bern, 13. Dezember 2013 

 

 

Adressaten: 

die politischen Parteien 

die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 

die Dachverbände der Wirtschaft 

die interessierten Kreise 

 

 
Bundesgesetz über die Finanzmarktinfrastruktur (FinfraG); 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 13. Dezember 2013 das EFD beauftragt, bei den Kantonen, den poli-

tischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und 

Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft und den interes-

sierten Kreisen zum Bundesgesetz über die Finanzmarktinfrastruktur (FinfraG) ein Vernehm-
lassungsverfahren durchzuführen. 

 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 31. März 2014. 

Mit der Vorlage wird eine einheitliche, an die Entwicklungen des Marktes und an internatio-

nale Vorgaben angepasste Regulierung der Finanzmarktinfrastrukturen sowie der Pflichten 

der Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer vorgenommen. Dadurch werden die Stabilität und 

die Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplatzes Schweiz nachhaltig gestärkt.  

Das FinfraG regelt die Organisation und den Betrieb von Finanzmarktinfrastrukturen in ihrer 

Gesamtheit. Die heute auf das Börsengesetz, das Bankengesetz und das Nationalbankge-

setz verstreuten Bestimmungen werden aufgehoben und es wird eine konsistente, an die 

veränderten Marktverhältnisse und die internationalen Standards angepasste Regulierung in 

einem einzigen Gesetz geschaffen. Die Regulierung der Börsen entspricht dabei im Grund-

satz der bestehenden Regelung im Börsengesetz. Insbesondere wird das geltende Prinzip 

der Selbstregulierung beibehalten, das sich in diesem Bereich bewährt hat. Der Begriff der 

börsenähnlichen Einrichtung wird durch die genauer definierten und besser abgrenzbaren 

Begriffe des multilateralen Handelssystems und des organisierten Handelssystems ersetzt.  

Aufgrund ihres engen Sachzusammenhangs mit den Finanzmarktinfrastrukturen, namentlich 

mit den Handelsplätzen, werden die Effektenhändlerkategorien des Emissions- und des De-

rivatehauses, des Eigenhändlers sowie des Market Makers aus dem Börsengesetz heraus-

gelöst und ins FinfraG überführt. Dabei wird ihr eigener Bewilligungsstatus aufgegeben.  

Mit dem FinfraG wird auch der Handel mit Derivaten einer Regelung unterstellt, welche heu-

tigen internationalen Standards entspricht. Der weitaus grösste Teil des schweizerischen De-

rivatehandels ist heute grenzüberschreitend und findet schwergewichtig mit der EU statt. Die 

vorgeschlagene Regulierung orientiert sich daher in erster Linie am europäischen Recht. Im 

Ergebnis sollen auch in der Schweiz künftig die drei zentralen Pflichten des Derivathandels 

gelten: Abrechnungspflicht, Meldepflicht und Risikominderungspflicht. Was die Pflicht anbe-
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trifft, Derivatgeschäfte über einen Handelsplatz (Plattform) zu handeln, so enthält der Geset-

zesentwurf die entsprechenden rechtlichen Grundlagen. Deren Inkraftsetzung soll aber erst 

erfolgen, wenn die Plattformhandelspflicht auch in den Partnerstaaten eingeführt ist.  

Die geltenden Bestimmungen über die Offenlegung von Beteiligungen, über die öffentlichen 

Kaufangebote und über den Insiderhandel und die Marktmanipulation gelten – wie die Re-

geln zum Derivatehandel – für sämtliche Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer. Sie werden 

daher aus dem Börsengesetz herausgelöst und grundsätzlich unverändert ins FinfraG über-

führt. 

Schliesslich werden mit der Vorlage die heute in den verschiedenen Finanzmarktgesetzen 

vorgesehenen Bestimmungen zur Amtshilfe durch eine einheitliche Regelung im FINMAG 

ersetzt.  

In der Beilage unterbreiten wir Ihnen das FinfraG samt Erläuterungen zur Stellungnahme. 

Zusätzliche Exemplare der Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetadresse 

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 

 
Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme an: Eidgenössisches Finanzdepartement, Rechts-
dienst Generalsekretariat, Bernerhof, 3003 Bern oder per E-mail an 
regulierung@gs-efd.admin.ch. 
 

Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen bestens und versichern Sie, sehr geehrte Da-

men und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

 

Eveline Widmer-Schlumpf 

Bundesrätin  

 

 

Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 
- Medienmitteilung (d, f, i) 
 

 

 


